
Leseprobe zu 

 

Streck/Mack/Schwedhelm 

Tax Compliance 

Risikominimierung durch Pflichtenbefolgung und Rechteverfolgung 

2. neu bearbeitete Auflage, 2016, ca. 660 Seiten, gebunden, Handbuch, 16 x 24cm  

ISBN  978‐3‐504‐25079‐9  

ca. 130,00 €  

 



gen KÇrperschaften ist das „GefÅhl“ verbreitet: „Weil wir Gutes tun,
kann das Recht so streng nicht sein“.

Dies gilt schließlich auch fÅr die Çffentliche Hand. Und hier insbesondere
die Betriebe gewerblicher Art.

III. Unternehmerisch tåtige Personengesellschaften und Einzel-
unternehmen

Tax Compliance-Gebote bieten sich auch an fÅr alle gewerblichen Per-
sonengesellschaften (offene Handelsgesellschaften, Kommanditgesell-
schaften und Gesellschaften des bÅrgerlichen Rechts). Der Begriff der Ge-
werblichkeit ist hier im Sinne einer unternehmerischen Tåtigkeit zu ver-
stehen, sodass sich die AusfÅhrungen auch auf freiberuflich tåtige
Personengesellschaften, auch auf die Partnerschaft, beziehen.

Dass sich schließlich auch Einzelunternehmen Compliance-Regeln un-
terwerfen kÇnnen, haben wir im allgemeinen Teil gesagt. Tax Compli-
ance-Systeme fÅr gewerbliche Unternehmen kÇnnen sich mithin auch
auf gewerbliche Einzelunternehmen oder freiberufliche Einzelunterneh-
men beziehen.

C. Gesetzliche Pflichten und Sanktionen

I. Einleitung

Die Abgabenordnung erlegt dem Steuerpflichtigen eine Vielzahl von
Pflichten auf. Auch die Finanzverwaltung treffen – natÅrlich – Pflichten.
Im Folgenden soll der Schwerpunkt jedoch auf den Pflichten des Steuer-
pflichtigen liegen. FÅr die Einschåtzung der Bedeutung der Pflichten ist
wichtig:

– Welche steuerlichen Sanktionen folgen aus der Verletzung der Pflicht?
– Gibt es darÅber hinaus steuerstrafrechtliche Sanktionen?
– Welche Abwehrstrategien kommen in Betracht?

Die nachfolgend erlåuterten Pflichten sollen insbesondere unter diesen
Aspekten beleuchtet werden.

II. Anzeigepflichten

1. Pflichtinhalt

Anzeigepflichten normiert die Abgabenordnung insbesondere in §§ 137–
139 AO.
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Nach § 137 AO sind dem zuståndigen Finanzamt und der zuståndigen Ge-
meinde die GrÅndung, der Erwerb der Rechtsfåhigkeit, die Ønderung der
Rechtsform, eine Verlegung der Geschåftsleitung oder des Sitzes und die
AuflÇsung anzuzeigen. Die Frist betrågt einen Monat. Anzeigepflichtig
sind nur Steuerpflichtige, die nicht natÅrliche Personen sind.

Nach § 138 AO sind dem Finanzamt und der Gemeinde Anzeigen Åber die
Erwerbståtigkeit und von Auslandsengagements zu machen. Auch hier
betrågt die Frist einen Monat. Zu melden sind insbesondere ErÇffnungen,
Verlegungen oder Aufgaben inlåndischer Betriebe oder Betriebsståtten.
Auslandsengagements hat nur zu melden, wer seinen Wohnsitz, seinen
gewÇhnlichen Aufenthalt, seine Geschåftsleitung, seinen Sitz im Inland
hat.

Zu elektronischen Anzeigen und Auskunftspflichten vgl. § 138 Abs. 1a
und Abs. 1b AO.

§ 139 AO: Unternehmen, in denen verbrauchsteuerpflichtige Waren her-
gestellt oder gewonnen werden, und Unternehmen, bei denen besondere
Verkehrsteuern anfallen, mÅssen die ErÇffnung im Vorfeld bei der zustån-
digen FinanzbehÇrde (Finanzamt, Hauptzollamt) anmelden.1

2. Risiko- und Gefahrenbereiche

a) Steuerliche Sanktionen

Werden die vorgenannten Anzeige- bzw. Anmeldepflichten nicht erfÅllt,
sind die steuerlichen ReaktionsmÇglichkeiten der Finanzverwaltung un-
terschiedlich.

Die Anzeige nach § 137 AO ist ohne konkrete Aufforderung abzugeben.
Geschieht dies nicht, kann das Finanzamt die Abgabe erzwingen. Zu-
nåchst wird das Finanzamt zur Anzeige auffordern. Die Aufforderung ist
ein Verwaltungsakt, der mit Einspruch und Klage angefochten werden
kann. Geschieht dies, empfiehlt es sich, auch Aussetzung der Vollziehung
zu beantragen. Andernfalls kann das Finanzamt die Aufforderung mit
Zwangsmitteln durchsetzen (§§ 328 ff. AO).2 Ist die Anzeige – selbst wenn
verspåtet – abgegeben, gibt es keine steuerliche Sanktion mehr fÅr die
Verspåtung.

Die gleichen ErzwingungsmÇglichkeiten stehen dem Finanzamt bei einer
Missachtung der Anzeigepflicht nach § 138 AO3 bzw. fÅr die Missachtung
der Anmeldepflicht nach § 139 AO zu.
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1 Vgl. im Einzelnen CÇster in Koenig, AO3, § 139 Rz. 4 ff. Beispiele: Herstellungs-
betriebe fÅr Bier, Tabak, Branntwein; Versicherungen.

2 Vgl. Brandis in Tipke/Kruse, § 137 AO Rz. 3 (Mai 2015).
3 Vgl. Brandis in Tipke/Kruse, § 138 AO Rz. 11 (Mai 2015).
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b) Strafrechtliche Sanktionen

Ein Verstoß gegen die Anzeigepflicht nach § 137 AO und § 138 Abs. 1 AO
lÇst keine eigene strafrechtliche Sanktion aus.

Anders ist die Verletzung der Anzeigepflicht gem. § 138 Abs. 2 AO zu be-
werten. Wird das Finanzamt nicht wie vorgeschrieben Åber Auslandsakti-
vitåten informiert, kann dies als Ordnungswidrigkeit verfolgt werden
(§ 379 Abs. 2 Nr. 1 AO).1

Auch VerstÇße gegen die Anmeldepflicht nach § 139 Abs. 1 AO kÇnnen
als Ordnungswidrigkeit verfolgt werden (§ 381 Abs. 1 Nr. 1 AO). Erforder-
lich ist, dass das jeweilige Verbrauchsteuergesetz oder die dazu erlassene
Rechtsverordnung auf § 381 AO verweist (Beispiele: § 64 EnergieStG, § 24
BierStG, § 30 TabStG).

3. Risiko- und Gefahrenminimierung

Das Compliance-System muss die Meldezuståndigkeiten und interne
Meldewege festlegen. Außerdem muss es eine Kontrolle der erfolgten
Meldungen geben. Geregelt sein muss außerdem ein „Notfallszenario“
fÅr den Fall, dass Meldungen nicht fristgerecht abgegeben wurden. Dies
gilt insbesondere dort, wo die nicht erfolgte Anmeldung zur Einleitung ei-
nes Ordnungswidrigkeitsverfahrens fÅhren kann. Es muss gewåhrleistet
sein, dass im Falle nicht abgegebener Erklårungen diese umgehend nach-
geholt werden. Auch hier muss klar sein, wer zuståndig ist und wer gege-
benenfalls das Unternehmen im Ordnungswidrigkeitsverfahren vertritt.

III. BuchfÅhrungs- und Aufzeichnungspflichten

1. Pflichtinhalt

Bestimmte Steuerpflichtige haben BÅcher und Aufzeichnungen zu fÅh-
ren. Die Pflicht kann sich aus der Abgabenordnung direkt (§ 141 AO) oder
aus anderen Gesetzen ergeben. § 140 AO transformiert außersteuerrecht-
liche BuchfÅhrungspflichten zu solchen des Steuerrechts. Die praktisch
bedeutsamsten Buchungspflichten finden sich im Handelsrecht (§§ 238 ff.
HGB). Danach sind vor allem Kaufleute buchfÅhrungspflichtig.

§§ 140 ff. AO enthalten keine abschließende Aufzåhlung. Daneben schrei-
ben die Abgabenordnung und Einzelsteuergesetze beweissichernde Auf-
zeichnungen zu speziellen Zwecken und mit bestimmten Inhalten vor.
So sieht das Umsatzsteuergesetz fÅr innergemeinschaftliche Lieferungen
besondere Erklårungs- und Aufzeichnungspflichten zur DurchfÅhrung
des innergemeinschaftlichen Kontrollverfahrens vor.2
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1 Brandis in Tipke/Kruse, § 138 AO, Rz. 5 (Mai 2015).
2 Vgl. DrÅen in Tipke/Kruse, Vor § 140 AO Rz. 7 (Okt. 2012); vgl. auch § 90 Abs. 3

AO zu besonderen Aufzeichnungspflichten bei Verrechnungspreisen.
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§§ 145, 146 AO enthalten besondere Ordnungsvorschriften Åber die Be-
schaffenheit der BuchfÅhrung und der Aufzeichnungen. Es gilt der Grund-
satz der vollståndigen, richtigen, zeitgerechten und geordneten BuchfÅh-
rung (§ 146 AO). Die FinanzbehÇrden kÇnnen in Hårtefållen Erleichterun-
gen bewilligen (§ 148 AO). Zum Begriff der BuchfÅhrung vgl. im Ûbrigen
§ 238 Abs. 1 HGB.

BÅcher und Aufzeichnungen sind im Geltungsbereich der Abgabenord-
nung, d.h. im Inland, zu fÅhren und aufzubewahren (§ 146 Abs. 2 AO).
Eine Ausnahme kann auf Antrag bei elektronischer BuchfÅhrung bewil-
ligt werden (§ 146 Abs. 2a AO).1

2. Risiko- und Gefahrenbereiche

a) Zwangsmaßnahmen der Finanzverwaltung

Die FinanzbehÇrde kann dem Steuerpflichtigen, der seine Pflichten zur
BuchfÅhrung nicht erfÅllt, aufgeben, BÅcher und/oder Aufzeichnungen zu
fÅhren und fÅr den Fall der Zuwiderhandlung ein Zwangsgeld androhen
und festsetzen. Es kann so z.B. die Vorlage der Bilanz erzwungen werden
(allerdings nicht die nachtrågliche Erstellung von BÅchern und Aufzeich-
nungen). Ggf. kann auch ein VerzÇgerungsgeld festgesetzt werden, § 146
Abs. 2b AO.2

b) Schåtzungsbefugnis der Finanzverwaltung

Grundsåtzlich gilt, dass der Besteuerung die BuchfÅhrung und die Auf-
zeichnungen des Steuerpflichtigen zugrunde zu legen sind (§ 158 AO).
Dies gilt allerdings nur, soweit nach den Umstånden des Einzelfalls kein
Anlass besteht, die sachliche Richtigkeit der BuchfÅhrung zu beanstan-
den (§ 158 AO).

Jenseits dieser Grenze, d.h. fÅr den Fall, dass der Steuerpflichtige seinen
BuchfÅhrungs- und Aufzeichnungspflichten nicht oder nur unvollståndig
nachkommt und Anlass zu Zweifeln an der sachlichen Richtigkeit be-
steht, kann die FinanzbehÇrde die Besteuerungsgrundlagen schåtzen
(§ 162 Abs. 2 Satz 2 AO). Es besteht damit die Gefahr, dass – je nach Grad
des Zweifels – die Steuerbelastung unnÇtig hÇher ist als bei korrekter
BuchfÅhrung.

c) Versagung von BegÅnstigungen

Die Gewåhrung gesetzlicher SteuervergÅnstigungen ist grundsåtzlich zu-
nåchst nicht an die Ordnungsmåßigkeit der BuchfÅhrung gekoppelt. Die
Inanspruchnahme von VergÅnstigungen kann allerdings voraussetzen,
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1 Zur Frage, inwieweit Einzeltåtigkeiten (z.B. reines Kontieren der Belege) auch
ohne Genehmigung ins Ausland ausgelagert werden kÇnnen vgl. DrÅen in Tipke/
Kruse, § 146 AO Rz. 31 f. (Juni 2012).

2 DrÅen in Tipke/Kruse, Vor § 140 AO Rz. 22 ff. (Okt. 2012).
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dass der Steuerpflichtige die im Einzelfall erforderlichen Aufzeichnungen
ordnungsgemåß erfÅllt.1

Beispiele:

– Die Steuerverschonung bei steuerbegÅnstigten KÇrperschaften (§§ 51 bis 68 AO)
setzt ordnungsgemåße Aufzeichnung i.S.v. § 63 Abs. 3 AO voraus.

– Ordnungsgemåße BuchfÅhrung ist Voraussetzung fÅr den zollrechtlichen Vor-
zugsstatus eines zugelassenen Wirtschaftsbeteiligten.

– Besonderheiten weist auch das Umsatzsteuerrecht auf. So kann das Fehlen einer
ordnungsgemåßen Rechnung nach § 14 UStG nicht durch Schåtzung korrigiert
werden.2

d) Verfolgung als Ordnungswidrigkeiten

Wer buchungs- oder aufzeichnungspflichtige Geschåftsvorfålle nicht oder
in tatsåchlicher Hinsicht unrichtig verbucht oder verbuchen låsst und da-
durch ermÇglicht, dass Steuereinnahmen verkÅrzt oder ungerechtfertigte
Steuervorteile erlangt werden, handelt ordnungswidrig (§ 379 Abs. 1 Nr. 2
AO). Allerdings sanktioniert § 379 AO nur bestimmte VerstÇße und nicht
alle Unregelmåßigkeiten im Zusammenhang mit Buchungs- und Auf-
zeichnungspflichten.3 Liegt Steuerhinterziehung (§ 370 AO) oder leicht-
fertige SteuerkÅrzung (§ 378 AO) vor, tritt die Ordnungswidrigkeit als Ge-
fåhrdungsdelikt zurÅck (§ 21 OWiG).

Die Verletzung von Aufzeichnungsvorschriften der Verbrauchsteuerge-
setze ist eine Ordnungswidrigkeit (§ 381 AO).

e) Verfahren wegen Steuerhinterziehung

Allein die Verletzung der Pflichten zur ordnungsgemåßen Buchung und
Aufbewahrung von Unterlagen verletzt nicht bereits den Tatbestand der
Steuerhinterziehung (§ 370 AO). In der Praxis wird die Finanzverwaltung
bei nicht ordnungsgemåßer Buchhaltung allerdings auch die HintergrÅnde
dieser Pflichtverletzungen prÅfen. Wird vermutet, dass mit den unrichti-
gen Aufzeichnungen die tatsåchlichen Verhåltnisse verschleiert und Steu-
ern hinterzogen werden sollten, wird dies die Einleitung eines steuerstraf-
rechtlichen Ermittlungsverfahrens zur Folge haben.

f) VerzÇgerungsgeld

Hat der Steuerpflichtige seine elektronische BuchfÅhrung ausgelagert und
wird er zur RÅckverlagerung aufgefordert, ohne dem nachzukommen,
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1 Vgl. DrÅen in Tipke/Kruse, Vor § 140 AO Rz. 27 (Okt. 2012).
2 Weitere Beispiele: § 6b Abs. 4 Nr. 5 EStG; § 7a Abs. 8 EStG u.a.
3 So sind Belegfålschungen keine Ordnungswidrigkeiten i.S.v. § 379 AO, sondern

Urkundenfålschungen, § 267 StGB; wer BuchfÅhrungsunterlagen (Aufzeichnun-
gen, Abrechnungen, Belegnachweise, BÅcher) vernichtet, beschådigt oder den Fi-
nanzbehÇrden zur PrÅfung fÅr steuerliche Zwecke vorenthålt, erfÅllt den Tat-
bestand der UrkundenunterdrÅckung (§ 274 StGB).
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oder gibt es sonstige VerstÇße, kann ein „VerzÇgerungsgeld“ von 2.500 E

bis 250.000 E festgesetzt werden (§ 146 Abs. 2b AO).

3. Risiko- und Gefahrenminimierung

Ûber das Compliance-System ist zu gewåhrleisten, dass die BuchfÅh-
rungs- und Aufzeichnungspflichten korrekt und fristgerecht erfÅllt wer-
den. Es ist zu regeln, wer die Buchungspflichten erledigt. Dies kann unter-
nehmensintern geschehen. Es kann aber auch eine Auslagerung auf einen
Dritten (z.B. Steuerberater) vorgesehen werden. In diesem Fall sind Rege-
lungen Åber Auswahl, Einbindung, Information und auch Ûberwachung
der Arbeit des Beraters zu treffen.

Angesichts der Gefahr der Festsetzung von VerzÇgerungsgeld (§ 146
Abs. 2b AO) sind gesetzliche Vorgaben sehr genau zu beachten, wenn
eine elektronische BuchfÅhrung ins Ausland verlagert werden soll. Im
Zweifel wird vor diesem Hintergrund die Entscheidung deshalb eher da-
hin gehen, die BuchfÅhrung im Inland zu belassen.

4. Schadensminimierung

Werden fÅr die Vergangenheit Fehler der BuchfÅhrung festgestellt, kann
dies bereits zu Steuerfolgen gefÅhrt haben. Bei Fehlern zu eigenen Lasten
sind Korrekturantråge zu prÅfen (z.B. Ønderungsantråge nach §§ 164
Abs. 2, 173 Abs. 2 AO). Haben die nachtråglich festgestellten Fehler in der
BuchfÅhrung zu einer zu niedrigen Steuerfestsetzung gefÅhrt, sind die feh-
lerhaften Erklårungen und Angaben nach § 153 AO zu korrigieren (solange
noch keine Verjåhrung eingetreten ist). Geschieht dies pflichtwidrig nicht,
kann der Tatbestand der Steuerhinterziehung erfÅllt sein (§ 370 AO).

Hat das Finanzamt angesichts festgestellter Mångel in der Buchhaltung
Schåtzungsbescheide erlassen (§ 162 AO), muss geprÅft werden, ob die Be-
scheide angefochten werden sollen. Grundsåtzlich sind die BuchfÅhrung
und die Aufzeichnungen des Steuerpflichtigen der Besteuerung zugrunde
zu legen. Anderes gilt nur, soweit Anlass besteht, deren sachliche Richtig-
keit zu beanstanden. Hier greift die Schåtzungsbefugnis der Finanzverwal-
tung ein (§ 162 AO). Ûber Berechtigung und Ausgestaltung der Schåt-
zungsbefugnis der Finanzverwaltung werden in der Praxis håufig unter-
schiedliche Auffassungen vertreten. FÅr die Finanzverwaltung ist es
verlockend, in der AußenprÅfung kurzerhand die Fehlerhaftigkeit der
BuchfÅhrung festzustellen, um dann die Besteuerungsgrundlage zu schåt-
zen. Hier ist im Einzelfall aber abzuwågen, welchen Beweiswert die Buch-
fÅhrung (trotz Fehlerhaftigkeit) hat und wie weit die Schåtzungsbefugnis
der Finanzverwaltung reicht. Auch die Art der Schåtzungsmethoden1 ist
regelmåßig ein wichtiges Streitfeld.

Das Compliance-System muss hier Vorgaben enthalten und Zuståndig-
keiten festlegen, d.h., wer entscheidet – nach welchen Maßståben –, ob

Mack | 23

C. Gesetzliche Pflichten und Sanktionen

L:/sch/schmidt/werke/SST_2_00049_V3/04_3b2/07_SST2_01.3d / 14.07.2016 – 12:16:01

1 Vgl. Seer in Tipke/Kruse, § 162 AO Rz. 46 ff. (Mai 2014).
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der Steuerstreit gefÅhrt wird? Auch die Modalitåten des Streitverfahrens
sind zu bedenken. FÅhrt das Unternehmen den Streit selbst oder werden
externe Berater (Rechtsanwålte/Steuerberater) als Verfahrensbevollmåch-
tigte oder Prozessvertreter eingeschaltet?

Hat die Finanzverwaltung ein VerzÇgerungsgeld nach § 146 Abs. 2b AO
festgesetzt, wird man im Zweifel streiten, da die Vorschrift letztlich kei-
nerlei Vorgaben fÅr die AusÅbung des Ermessens enthålt. Die Festsetzung
erfolgt durch Verwaltungsakt. Die Entscheidung – insbesondere auch die
Ermessensentscheidung – muss begrÅndet werden (§ 121 AO).

IV. Aufbewahrungspflichten

1. Pflichtinhalt

§ 147 Abs. 1 AO regelt allgemein fÅr das Steuerrecht, welche Unterlagen
aufzubewahren sind. Es sind dies insbesondere BÅcher und Aufzeichnun-
gen, Inventare, JahresabschlÅsse, Lageberichte, Handels- und Geschåfts-
briefe, Buchungsbelege und sonstige Unterlagen, soweit sie fÅr die Be-
steuerung von Bedeutung sind.

Daneben kÇnnen weitere spezielle Aufzeichnungs- bzw. Aufbewahrungs-
pflichten bestehen, z.B. die Aufbewahrungspflichten fÅr die sog. „Ein-
kommensmillionåre“. Steuerpflichtige, bei denen die Summe der positi-
ven EinkÅnfte mehr als 500.000 E im Kalenderjahr betrågt, mÅssen die
Aufzeichnungen und Unterlagen Åber die den ÛberschusseinkÅnften zu-
grunde liegenden Einnahmen und Werbungskosten sechs Jahre aufbewah-
ren (§ 147a Abs. 1 AO). Spezielle Aufbewahrungspflichten gibt es auch im
Umsatzsteuergesetz (z.B. Aufbewahrung von Rechnungen (§ 14b UStG).

Es gibt keine einheitliche Aufbewahrungsfrist. § 147 Abs. 3 AO nennt
Fristen von zehn Jahren und von sechs Jahren. § 147a AO normiert fÅr die
„Einkommensmillionåre“ eine Aufbewahrungsfrist von sechs Jahren,
Rechnungen nach § 14b UStG mÅssen zehn Jahre aufbewahrt werden
(§ 14b Abs. 1 Satz 1 UStG), Lohnkonten sind sechs Jahre aufzubewahren
(§ 41 Abs. 1 Satz 9 EStG).

Zu dieser UnÅbersichtlichkeit der Fristenlånge tritt die Schwierigkeit ih-
rer Berechnung hinzu. Die „allgemeinen“ Aufbewahrungsfristen gem.
§ 147 AO laufen nicht ab, soweit und solange die Unterlagen fÅr Steuern
von Bedeutung sind, fÅr die die Festsetzungsfrist noch nicht abgelaufen
ist (§ 147 Abs. 3 Satz 3 AO).1 Einzelvorschriften kÇnnen darÅber hinaus
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1 Zu Recht daher die Kritik von DrÅen in Tipke/Kruse, § 147 AO Rz. 54 (Mai
2013): De facto sind damit die „festen Aufbewahrungsfristen bedeutungslos und
die Aufbewahrungspflicht bis auf den Sankt-Nimmerleins-Tag ausgedehnt. Das
ist geschehen durch die Verbindung der Aufbewahrungspflicht mit der monstrÇ-
sen Regelung des § 171 AO. Durch § 171 AO wird nåmlich erreicht, dass die
Festsetzungsverjåhrung tatsåchlich erst sehr spåt und nur ausnahmsweise ein-
tritt.“
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fÅr spezielle Aufbewahrungspflichten (s. oben) eigene Verjåhrungsberech-
nungen vorsehen (z.B. § 147a AO).

Grundsåtzlich kann die Aufbewahrung auch auf Bild- oder Tontrågern ge-
schehen. Wichtigste Ausnahme ist der Jahresabschluss (§ 147 Abs. 2 AO).1

Werden aufbewahrungspflichtige Unterlagen auf Bild- oder anderen Da-
tentrågern aufbewahrt, muss der Datenzugriff nach § 147 Abs. 6 AO in
vollem Umfang mÇglich sein (§ 146 Abs. 2a AO).

2. Risiko- und Gefahrenbereiche

Die Aufbewahrungspflicht ist Teil der BuchfÅhrungs- und Aufzeich-
nungspflichten. Unterlagen, die nicht aufbewahrt werden, kÇnnen nicht
nachgeprÅft werden. Darum fÅhren VerstÇße gegen die Aufbewahrungs-
pflichten zu den gleichen Rechtsfolgen wie VerstÇße gegen die BuchfÅh-
rungsvorschriften (Rz. 1.60 ff.). In Frage kommen also Zwangsmaßnah-
men, Schåtzungen und straf- und bußgeldrechtliche Ahndung.2

Beachte: Werden aufbewahrungspflichtige Unterlagen nicht aufbewahrt,
ist die BuchfÅhrung nicht ordnungsgemåß, die FinanzbehÇrde kann die
Besteuerungsgrundlagen schåtzen (§ 162 AO).

Auch im Hinblick auf VerstÇße gegen Aufbewahrungspflichten kann das
VerzÇgerungsgeld festgesetzt werden (§ 146 Abs. 2b AO). So kann ein Be-
trag von 2.500 E bis 250.000 E festgesetzt werden, wenn elektronische
Aufzeichnungen außerhalb des Geltungsbereichs der AO aufbewahrt und
nicht rechtzeitig zurÅckgeholt werden oder wenn der Datenzugriff nach
§ 147 Abs. 6 AO nicht korrekt gewåhrt wird.

Schåtzungsbefugt ist die Finanzverwaltung auch, wenn Unterlagen letzt-
lich nur „versehentlich“ nicht lange genug aufbewahrt werden, weil
keine Klarheit Åber die Långe der Aufbewahrungsfrist bestand. Zu Daten-
verlusten kann es insbesondere auch bei Wechseln im EDV-System kom-
men. Derjenige, der aufzubewahrende Unterlagen in der Form einer Wie-
dergabe auf einem Bildtråger oder auf anderen Datentrågern vorlegt, ist
verpflichtet, auf seine Kosten diejenigen Hilfsmittel zur VerfÅgung zu
stellen, die erforderlich sind, um die Unterlagen lesbar zu machen. Hinzu
treten die Verpflichtungen gem. § 147 Abs. 6 AO, wonach der Steuer-
pflichtige den Zugriff der Finanzverwaltung auf Daten und Datenverarbei-
tungssysteme im Rahmen der AußenprÅfung ermÇglichen muss. Ge-
schieht dies nicht, droht das VerzÇgerungsgeld (§ 146 Abs. 2b AO).

3. Risiko- und Gefahrenminimierung

Das Compliance-System muss gewåhrleisten, dass – unternehmensbezo-
gen – konkret Klarheit besteht, welche Aufbewahrungspflichten relevant
sind. Zumindest muss festgelegt sein, wer diesen Katalog erstellt.
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1 Zu den Einzelerfordernissen vgl. DrÅen in Tipke/Kruse, § 147 AO Rz. 34 (Mai
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Das Gleiche gilt fÅrAufbewahrungsfristen. Angesichts dessen, dass es keine
einheitliche Aufbewahrungsfrist gibt (Rz. 1.76 f.), werden im Zweifelsfall
keine festen Termine fÅr Aktenvernichtungen vorgesehen sein, sondern
kann es jeweils nur Vernichtungen nach Einzelanweisungen geben.

Besondere Aufmerksamkeit wird das Compliance-System EDV-Umstel-
lungen widmen. Hier muss schon bei der Planung berÅcksichtigt werden,
dass Speicherung der Altdaten und ZugriffsmÇglichkeiten sicherzustellen
sind. Aus Steuersicht ist kompatiblen EDV-Neuerungen der Vorzug zu ge-
ben. Ist nach einem Systemwechsel das neue System nicht mit dem alten
System kompatibel, muss wegen § 147 Abs. 6 AO fÅr die digitale Außen-
prÅfung das alte System fÅr PrÅfungszwecke vorgehalten werden, ebenso
die alten Programme. Schließlich muss sichergestellt sein, dass es Per-
sonal gibt, das mit der alten und neuen EDV-Anlage umgehen kann.1

4. Schadensminimierung

Hat die Finanzverwaltung wegen eines Verstoßes gegen Aufbewahrungs-
pflichten Steuerbescheide auf Schåtzungsbasis erlassen (§ 162 AO), ist zu
entscheiden, ob Åber die Steuerfestsetzung gestritten wird. Hier gelten die
gleichen Ûberlegungen wie beim Streit um Schåtzungsbescheide ange-
sichts mangelhafter BuchfÅhrung (Rz. 1.71 f.).

Ist es angesichts von EDV-Umstellungen zu Datenverlusten gekommen,
entscheidet der Einzelfall. BerÅcksichtigt man, dass bei betrieblichen
EDV-Anlagen Wechsel nach drei bis fÅnf Jahren nicht unÅblich sind, ste-
hen gesetzliche Aufbewahrungsfristen von zehn Jahren, die sich de facto
noch långer ausdehnen, in schwierigem Verhåltnis.2

V. Abgabe von Steuererklårungen

1. Pflichtinhalt

Jeder Steuerpflichtige ist zur Abgabe von Steuererklårungen verpflichtet.3

Auch die Steueranmeldung ist Steuererklårung.4 Wer welche Steuererklå-
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1 DrÅen in Tipke/Kruse, § 147 AO Rz. 41a (Mai 2013).
2 Berechtigte Kritik daher von DrÅen in Tipke/Kruse, § 147 AO Rz. 47 (Mai 2013):

„Der Modernisierungsprozess von EDV-Anlagen und Programmen darf nicht ein-
seitig zu Lasten des Steuerpflichtigen wirken, so dass insbesondere die Verhålt-
nismåßigkeit des Datenzugriffs innerhalb der langen Aufbewahrungsfristen ge-
wåhrt werden muss. Angesichts immer kÅrzerer Nutzungsdauern von Datenver-
arbeitungssystemen und håufigen Systemwechseln muss der Gesetzgeber eine
VerkÅrzung der Aufbewahrungsfristen im Blick behalten. FÅr die VerkÅrzung be-
steht unseres Erachtens angesichts der immensen Archivierungslasten der Steu-
erpflichtigen ein verfassungsrechtlicher Impuls.“

3 Zu den Sonderfållen Voranmeldung Umsatzsteuer und Lohnsteueranmeldungs-
pflicht vgl. Rz. 2.18, 2.31 ff. und Rz. 2.199 ff.

4 Die Steueranmeldung ist eine Steuererklårung, in der aufgrund gesetzlicher Vor-
schrift die Steuer selbst zu errechnen ist (§ 150 Abs. 2 Satz 3 AO).

SST2.01.R01_0076

1.83

1.84

SST2.01.R01_0071

1.85

1.86



rungen abzugeben hat, bestimmen die Steuergesetze (§ 149 Abs. 1 Satz 1
AO).
Beispiele fÅr Steuererklårungspflichten: § 25 Abs. 3 EStG (Einkommensteuererklå-
rung); § 181 Abs. 2 AO (einheitliche und gesonderte Gewinnfeststellung); § 31
KStG (KÇrperschaftsteuererklårung); § 31 Erbschaftsteuergesetz (Erbschaftsteuerer-
klårung); § 14a GewStG (Gewerbesteuererklårung); § 18 Abs. 1 und Abs. 3 UStG
(Umsatzsteuererklårung).

Beispiele fÅr Steueranmeldungen: § 18 Abs. 1 Satz 1, Abs. 3 Satz 1 UStG (Umsatz-
steueranmeldung und -voranmeldung); § 41a Abs. 1 EStG (Lohnsteueranmeldung).

Die Pflichten zur Abgabe von Steuererklårungen bleiben auch dann beste-
hen, wenn die FinanzbehÇrde die Besteuerungsgrundlagen geschåtzt hat
(§ 149 Abs. 1 Satz 4 AO).

Steuererklårungen und Voranmeldungen sind regelmåßig innerhalb be-
stimmter Erklårungsfristen abzugeben. Soweit spezialgesetzlich nichts
anderes vorgeschrieben ist, sind Steuererklårungen, die sich auf ein Kalen-
derjahr oder einen gesetzlich bestimmten Zeitpunkt beziehen, spåtestens
fÅnf Monate danach abzugeben (§ 149 Abs. 2 Satz 1 AO).1

Grundsåtzlich sind Steuererklårungen nach amtlich vorgeschriebenem
Vordruck abzugeben (§ 150 Abs. 1 Satz 1 AO). Einzelsteuergesetze kÇnnen
die Verpflichtung enthalten, Anmeldungen elektronisch abzugeben (Bei-
spiele: Lohnsteueranmeldung (§ 41a Abs. 1 Satz 2 EStG) und Umsatzsteu-
eranmeldung zu Åbermitteln (§ 18 Abs. 1 Satz 1 UStG).

Angaben in den Steuererklårungen sind wahrheitsgemåß „nach bestem
Wissen und Gewissen“ zu machen. Dies ist, wenn der Vordruck es vor-
sieht, schriftlich zu versichern (§ 150 Abs. 2 AO). Die Vorbereitung von
Steuererklårungen kann delegiert werden. Klassischerweise werden hier
Steuerberater eingeschaltet.

2. Risiko- und Gefahrenbereiche

a) Es wird keine Steuererklårung abgegeben

Gibt der Steuerpflichtige – absichtlich oder nicht – zu Unrecht keine Er-
klårung ab, kann die Erklårung nach §§ 328 ff. AO erzwungen werden
(Androhung und Festsetzung von Zwangsgeld). Das Finanzamt ist auch
berechtigt, sogleich zu schåtzen. In der Praxis wird das Finanzamt meist
zunåchst darauf drången, dass die Erklårung abgegeben wird.

Gegen denjenigen, der seiner Verpflichtung zur Abgabe einer Steuererklå-
rung nicht oder nicht fristgemåß nachkommt, kann ein Verspåtungs-
zuschlag festgesetzt werden (§ 152 Abs. 1 Satz 1 AO). Der Verspåtungs-
zuschlag darf 10 % der festgesetzten Steuer oder des festgesetzten Mess-
betrags nicht Åbersteigen und hÇchstens 25.000 E betragen (§ 152 Abs. 2
Satz 1 AO). Die Festsetzung liegt im Ermessen des Finanzamts.
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Es kÇnnen sich Haftungsgefahren ergeben. Wer als gesetzlicher Vertreter
eines Steuerpflichtigen, z.B. als GmbH-GeschåftsfÅhrer, nicht dafÅr Sorge
trågt, dass rechtzeitig Steuererklårungen (insbesondere Lohnsteuer- und
Umsatzsteuervoranmeldungen) abgegeben werden, setzt sich persÇnli-
chen Gefahren aus. Geht die Firma in die Insolvenz und fållt das Finanz-
amt mit seinen Steuerforderungen aus, kann der GeschåftsfÅhrer unter
den Voraussetzungen der §§ 69, 34, 191 AO, persÇnlich in Haftung ge-
nommen werden.1

Wird keine Steuererklårung abgegeben, kann dies als versuchte oder voll-
endete Steuerhinterziehung zu werten sein (§ 370 AO).

b) Verspåtete Abgabe von Steuererklårungen

Auch die – nur – verspåtete Abgabe einer Steuererklårung kann den Tat-
bestand der Steuerhinterziehung erfÅllen. § 370 Abs. 4 AO erwåhnt als
VerkÅrzung auch die bloße VerkÅrzung auf Zeit.

Allerdings: Wird – verspåtet – die Steuererklårung abgegeben, ist dies re-
gelmåßig eine Selbstanzeige (§ 371 Abs. 1 AO), tritt also Straffreiheit ein.

Verspåtete Erklårungen schieben den Beginn der Festsetzungsfrist heraus:
Ist eine Steuererklårung oder eine Steueranmeldung einzureichen, be-
ginnt die Verjåhrung (erst) mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Steu-
ererklårung eingereicht wird (§ 170 Abs. 2 Nr. 1 AO).

c) Inhaltlich falsche Steuererklårung

Die Angaben in den Steuererklårungen mÅssen wahrheitsgemåß erfolgen
(§ 150 Abs. 2 Satz 1 AO). Ist die Steuererklårung vorsåtzlich falsch abge-
geben und sind dadurch Steuern verkÅrzt, erfÅllt dies den Tatbestand der
Steuerhinterziehung (§ 370 Abs. 1 AO).

Ist der Fehler in der Steuererklårung nur leichtfertig begangen, kann dies
eine Ordnungswidrigkeit sein (leichtfertige SteuerverkÅrzung, § 378 AO).

Entdeckt der Steuerpflichtige erst im nachhinein – aber vor Ablauf der
Verjåhrungsfrist – Fehler in der Steuererklårung, muss er korrigieren
(§ 153 AO). Unterbleibt dies, kann diese Untåtigkeit jetzt Steuerhinterzie-
hung sein (§ 370 AO).

Schwierig kann die Entscheidung sein, welche Sachverhalte dem Finanz-
amt in der Steuererklårung mitzuteilen sind, wenn aus Sicht des Steuer-
pflichtigen mÇglicherweise keine Steuerrelevanz vorliegt.
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Beispiel:

Es wurden GrundstÅcke verkauft. Der Steuerpflichtige selbst geht davon aus, die
Voraussetzungen fÅr gewerblichen GrundstÅckshandel lågen nicht vor und er teilt
die Veråußerungen daher nicht mit. Der Weg ist nicht ganz ungefåhrlich. Erfåhrt
die Finanzverwaltung spåter selbst von den Veråußerungen, kann das dazu fÅhren,
dass zunåchst ein steuerstrafrechtliches Ermittlungsverfahren eingeleitet wird.

3. Risiko- und Gefahrenminimierung

Das Compliance-System legt fest, wer unternehmensintern fÅr die Vor-
bereitung und Abgabe von Steuererklårungen zuståndig ist. Es muss Ge-
wissheit darÅber bestehen, welche konkreten Steuererklårungspflichten
und welche Fristen bestehen. Weiter muss gewåhrleistet sein, dass zu den
Abgabefristen alle erforderlichen Informationen gesammelt und gebÅn-
delt sind, um in die Steuererklårungen einfließen zu kÇnnen.

Sind externe Berater fÅr die Erklårungsvorbereitungen eingeschaltet, sind
zumindest stichprobenartige ÛberprÅfungen vorzusehen. FÅr Privatper-
sonen bzw. steuerliche Laien mag es fraglich sein, ob sie ihre Berater Åber-
wachen mÅssen/kÇnnen.1 Im Unternehmensbereich gilt dies jedoch
nicht. Das Compliance-System wird außerdem festlegen, wer fÅr die In-
formation des Beraters zuståndig ist und wie die InformationsflÅsse zum
Berater organisiert und garantiert werden.

Inhaltlich wird das Unternehmen bzw. das Compliance-System åußersten
Wert auf korrekte Angaben in den Steuererklårungen legen. Dazu gehÇrt
die Vorgabe, in steuerlichen Zweifelsfållen (Beispiel: Gewerblicher
GrundstÅckshandel?) der Finanzverwaltung den vollen Sachverhalt mit-
zuteilen. Sodann kann – mit offenem Visier – um die eigene Rechtsmei-
nung gestritten werden.

VI. Wahrheitspflicht

1. Pflichtinhalt

Die Verpflichtung des Steuerpflichtigen, Erklårungen und Angaben der Fi-
nanzverwaltung wahrheitsgemåß vorzunehmen, zieht sich durch die ge-
samte Abgabenordnung:

§ 150 Abs. 2 AO: Die Angaben in Steuererklårungen (und Steueranmel-
dungen) sind wahrheitsgemåß nach bestem Wissen und Gewissen zu ma-
chen (§ 150 Abs. 2 Satz 1 AO).

§ 153 AO: Erkennt der Steuerpflichtige nachtråglich vor Ablauf der Fest-
setzungsfrist, dass eine von ihm oder fÅr ihn abgegebene Erklårung un-
richtig oder unvollståndig ist und dass es dadurch zu einer VerkÅrzung
von Steuern kommen kann oder bereits gekommen ist, ist er verpflichtet,
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dies dem Finanzamt unverzÅglich anzuzeigen und die erforderliche Rich-
tigstellung vorzunehmen (§ 153 Abs. 1 Satz 1 AO).

Die Korrekturpflicht besteht nur, wenn der Steuerpflichtige tatsåchlich
den Fehler erkannt hat. Erkennen-MÅssen reicht nicht aus. § 153 AO
schafft auch keine Verpflichtung, nach Fehlern zu suchen.

Nach § 153 AO korrigiert werden muss nur dann, wenn die Angaben des
Steuerpflichtigen falsch oder unvollståndig waren und deshalb Steuer zu
niedrig festgesetzt worden ist. Hat das Finanzamt dagegen Steuern falsch
festgesetzt, weil es selbst einen Auswertungsfehler gemacht, also selbst
einen Fehler begangen hat, besteht keine Korrekturpflicht.1

Entdeckt der Steuerberater nachtråglich einen Erklårungsfehler, muss er
nicht dem Finanzamt gegenÅber korrigieren. Die Korrekturpflicht nach
§ 153 AO betrifft ausschließlich den Steuerpflichtigen. Dem Steuerberater
ist es versagt, von sich aus gegen den Willen des Mandanten den Fehler
anzuzeigen und eine Berichtigung vorzunehmen.2 Korrekterweise wird er
den Mandanten auf den Fehler hinweisen, der dann Åber die Berichtigung
nach § 153 AO entscheiden wird.

Wird nach § 153 AO korrigiert, kann dies zugunsten eines Dritten strafbe-
freiend wirken (§ 371 Abs. 4 AO).

§ 90 Abs. 2 Satz 3 AO: Geschåftsbeziehungen in kooperationsunwillige
„Steueroasen“-Lånder: Der Steuerpflichtige hat nach Aufforderung der Fi-
nanzbehÇrde die Richtigkeit und Vollståndigkeit seiner Angaben an Eides
statt zu versichern (Rz. 1.117, Rz. 1.139).

2. Risiko- und Gefahrenbereiche

Wird gegen Wahrheitspflichten verstoßen, kann dies Steuerhinterziehung
sein (§ 370 AO).

3. Risiko- und Gefahrenminimierung

Voraussetzung fÅr die ErfÅllung der Wahrheitspflichten ist, dass bei Ab-
gabe der Erklårung und im gesamten Steuerverfahren alle relevanten
Sachverhalte ermittelt und bekannt sind. Diese InformationsflÅsse wird
das Compliance-System installieren und gewåhrleisten.
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VII. Mitwirkungspflichten

1. Pflichtinhalte

a) Mitwirkung bei der Sachverhaltsermittlung (§ 90 Abs. 1 AO)

§ 90 Abs. 1 AO formuliert zusammenfassend: „Die Beteiligten sind zur
Mitwirkung bei der Ermittlung des Sachverhalts verpflichtet. Sie kom-
men der Mitwirkungspflicht insbesondere dadurch nach, dass sie die fÅr
die Besteuerung erheblichen Tatsachen vollståndig und wahrheitsgemåß
offenlegen und die ihnen bekannten Beweismittel angeben. Der Umfang
dieser Pflicht richtet sich nach den Umstånden des Einzelfalls“.

Die Herrschaft Åber das Steuerverfahren liegt – trotz aller Mitwirkungs-
pflichten des SteuerbÅrgers – beim Finanzamt. Die Mitwirkungspflicht
des Steuerpflichtigen ist (lediglich) unentbehrliches Mittel zur Verwirk-
lichung der Aufklårungspflicht des Finanzamts.1

Grundsåtzlich muss der Steuerpflichtige (nur) die in seinem Lebens- und
Verantwortungsbereich angesiedelten Tatsachen und Beweismittel offen-
baren (sog. Sphårentheorie). Ihn trifft keine allgemeine Beweisvorsor-
gepflicht. Im Ûbrigen kann Mitwirkung vom Steuerpflichtigen stets nur
soweit gefordert werden, wie sie zur Sachaufklårung notwendig, geeignet,
erfÅllbar, verhåltnismåßig und zumutbar ist.

b) Mitwirkungspflichten bei (normalen) Auslandssachverhalten
(§ 90 Abs. 2 AO)

FÅr Auslandssachverhalte normiert § 90 Abs. 2 AO eine gesteigerte Mit-
wirkungspflicht der beteiligten Steuerpflichtigen bei Sachverhaltsaufklå-
rung und Beweismittelbeschaffung: Sie haben alle fÅr sie bestehenden
rechtlichen und tatsåchlichen MÇglichkeiten auszuschÇpfen (§ 90 Abs. 2
Satz 1 und 2 AO). Ein Beteiligter kann sich spåter nicht darauf berufen, er
habe Sachverhalte nicht aufklåren oder Beweismittel nicht beschaffen
kÇnnen, wenn er sich nach Lage des Falles bei der Gestaltung seiner Ver-
håltnisse die MÇglichkeit håtte beschaffen oder einråumen lassen kÇnnen
(§ 90 Abs. 2 Satz 4 AO). Damit erweitert § 90 Abs. 2 AO die fÅr den „Nor-
malfall“ (Inlandsfall) in § 90 Abs. 1 AO normierte Offenlegungspflicht fÅr
Auslandsfålle zu einer „Sachaufklårung durch den Beteiligten“. Der Steu-
erpflichtige kann sich nicht darauf zurÅckziehen, Beweismittel lediglich
zu benennen. Er hat sie – da sie sich im Ausland befinden und fÅr die Fi-
nanzverwaltung dort unerreichbar sind – selbst zu beschaffen.

Werden Zeugen benannt, die im Ausland ansåssig sind, mÅssen sie vom
Steuerpflichtigen (als pråsentes Beweismittel) gestellt werden.2
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c) Gesteigerte Mitwirkungspflicht bei Geschåftsbeziehungen in koope-
rationsunwilligen „Steueroasen“-Låndern (§ 90 Abs. 2 Satz 3 AO)

Sonderregeln gelten Åber § 90 Abs. 2 Satz 3 AO bei Geschåftsbeziehungen
und Beteiligungen in „kooperationsunwilligen Staaten“. Das Finanzamt
kann den Steuerpflichtigen mit entsprechenden Geschåftsbeziehungen
auffordern, die Richtigkeit und Vollståndigkeit seiner Angaben an Eides
statt zu versichern. Der Steuerpflichtige kann weiter aufgefordert werden,
die FinanzbehÇrde zu bevollmåchtigen, in seinem Namen mÇgliche Aus-
kunftsansprÅche gegenÅber den von der FinanzbehÇrde benannten Kredit-
instituten außergerichtlich und gerichtlich geltend zu machen. Ûber die-
sen Zwang sollen die deutschen FinanzbehÇrden auch von Kreditinstitu-
ten, die in „Steueroasen“-Låndern residieren, AuskÅnfte wie im
Inlandsverfahren erhalten kÇnnen. Die Versicherung an Eides statt kann
nicht nach § 328 AO erzwungen werden (§ 90 Abs. 2 Satz 3 AO).

Zu der Frage, welches die „Oasenlånder“ sind, hat das BMF zuletzt im
Schreiben vom 5.1.2010 Stellung genommen.1 Aktuell gibt (Stand: Sep-
tember 2015) es keine Lånder auf der „schwarzen Liste“, die in den An-
wendungsbereich des § 90 Abs. 2 Satz 3 AO fallen.2

Unabhångig davon werden berechtigte Zweifel an der Verfassungsmåßig-
keit des § 90 Abs. 2 Satz 3 AO geltend gemacht.3 Es widerspreche sowohl
dem rechtsstaatlichen Bestimmtheitsgebot als auch dem demokratischen
Wesentlichkeitsprinzip, wenn die wesentliche Regelung, welche Lånder
als „Steueroasen“-Lånder gelten, lediglich per BMF-Schreiben festgelegt
werden sollen. Dem Steuerpflichtigen mÅsse klar sein, welche Geschåfts-
beziehungen in welchen Staaten der Regelung Åberhaupt unterfallen.
Dies muss zweckmåßigerweise bereits feststehen, wenn er in Geschåfts-
beziehung zu diesen Låndern tritt. Diesen Erfordernissen entspricht die
Regelung des § 90 Abs. 2 Satz 3 AO nicht.

d) Internationale Verrechnungspreise (§ 90 Abs. 3 AO)

§ 90 Abs. 3 AO normiert besondere Dokumentationspflichten fÅr interna-
tionale Verrechnungspreise (zu Einzelheiten vgl. § 90 Abs. 3 AO). Die Fi-
nanzbehÇrde soll die Vorlage von Aufzeichnungen in der Regel nur fÅr die
DurchfÅhrung einer AußenprÅfung verlangen. Die Vorlage hat nach An-
forderung durch die AußenprÅfung innerhalb Frist von 60 Tagen zu erfol-
gen (soweit Aufzeichnungen Åber außergewÇhnliche Geschåftsvorfålle
vorzulegen sind, innerhalb von 30 Tagen). In begrÅndeten Einzelfållen
kann die Vorlagefrist verlångert werden.
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3 Zutreffend Seer in Tipke/Kruse, § 90 AO Rz. 29 (Aug. 2013).
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e) Mitwirkungspflichten des Steuerpflichtigen bei der AußenprÅfung
(§ 200 AO)

§ 200 AO fasst die Mitwirkungspflichten des Steuerpflichtigen bei der Au-
ßenprÅfung zusammen. Der Steuerpflichtige hat danach bei der Feststel-
lung der Sachverhalte, die fÅr die Besteuerung erheblich sein kÇnnen, mit-
zuwirken. Insbesondere hat er AuskÅnfte zu erteilen, Aufzeichnungen,
BÅcher, Geschåftspapiere und andere Urkunden zur Einsicht und PrÅfung
vorzulegen, die zum Verståndnis der Aufzeichnungen erforderlichen Er-
låuterungen zu geben und die FinanzbehÇrde bei der AusÅbung ihrer Be-
fugnisse nach § 147 Abs. 6 AO zu unterstÅtzen.

Die Grenzen der Mitwirkungspflicht werden dadurch bestimmt, dass die
Mitwirkung notwendig, verhåltnismåßig, erfÅllbar und zumutbar sein
muss.1

f) Sonderbestimmungen fÅr die sog. „Einkommensmillionåre“
(§ 147a AO)

Sonderregeln fÅr die Aufbewahrung von Aufzeichnungen und Unterlagen
gelten gem. § 147a AO fÅr Steuerpflichtige, bei denen die Summe fÅr die
positiven EinkÅnfte nach § 2 Abs. 1 Nr. 4 bis 7 EStG (ÛberschusseinkÅnf-
te) mehr als 500.000 E im Jahr betrågt. Diese Steuerpflichtigen haben die
Aufzeichnungen und Unterlagen Åber die den ÛberschusseinkÅnften zu-
grunde liegenden Einnahmen und Werbungskosten sechs Jahre aufzube-
wahren. Bei zusammenveranlagten Ehegatten gilt die Grenze von
500.000 E fÅr jeden Ehegatten.

g) Digitale AußenprÅfung (§ 147 Abs. 6 AO)

Gemåß § 147 Abs. 6 AO kann das Finanzamt digitale AußenprÅfungen
durchfÅhren. Dazu hat die BehÇrde das Recht, im Rahmen der AußenprÅ-
fung Einsicht in die gespeicherten Daten zu nehmen und das Datenver-
arbeitungssystem zur PrÅfung dieser Unterlagen zu nutzen. Vom Steuer-
pflichtigen kann im Rahmen einer AußenprÅfung verlangt werden, dass
die Daten nach Vorgaben der Finanzverwaltung maschinell ausgewertet
oder ihr die gespeicherten Unterlagen und Aufzeichnungen auf einem ma-
schinell verwertbaren Datentråger zur VerfÅgung gestellt werden. Die
Kosten, die dadurch verursacht werden, trågt der Steuerpflichtige (§ 147
Abs. 6 AO).

2. Risiko- und Gefahrenbereiche

a) Verletzung der Mitwirkungspflicht gem. § 90 Abs. 1 AO

Verletzt der Steuerpflichtige seine Mitwirkungspflicht nach § 90 Abs. 1
AO, hat das Finanzamt weiter zu ermitteln, soweit ihm dies mÇglich und
zumutbar ist. Allerdings ist die Verletzung der Mitwirkungspflicht durch
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den Steuerpflichtigen (mit allen anderen Umstånden des Einzelfalls) frei
zu wÅrdigen. Ûber diesen Umweg kann die Verletzung der Mitwirkungs-
pflichten zu negativen Steuerfolgen fÅhren. Die Verletzung der Mitwir-
kungspflicht kann zu Lasten des Steuerpflichtigen die Beweismaßanforde-
rungen herabsetzen (zu diesen Einzelheiten vgl. § 96 FGO).

b) Verletzung der Mitwirkungspflicht fÅr Auslandssachverhalte
(§ 90 Abs. 2 AO)

Muss sich der Steuerpflichtige vorwerfen lassen, sich nicht genug um Be-
weisbeschaffung und Beweisvorsorge bemÅht zu haben, kann das Finanz-
amt schåtzen (so ausdrÅcklich § 162 Abs. 2 Satz 1 AO).

c) Verletzung der gesteigerten Mitwirkungspflichten bei Geschåftsbezie-
hungen in „Steueroasen“-Låndern (§ 90 Abs. 2 Satz 3 AO)

Werden die Pflichten nach § 90 Abs. 2 Satz 3 AO verletzt (d.h., es wird
nicht die verlangte Versicherung an Eides statt abgegeben und es wird die
FinanzbehÇrde nicht bevollmåchtigt, bei auslåndischen Kreditinstituten
aufzutreten), so wird „widerlegbar vermutet, dass steuerpflichtige Ein-
kÅnfte in Staaten oder Gebieten i.S.d. § 90 Abs. 2 Satz 3 vorhanden oder
hÇher als die erklårten EinkÅnfte sind“ (§ 162 Abs. 2 Satz 3 AO).1

d) NichterfÅllung der besonderen Mitwirkungspflichten bei
Verrechnungspreisen (§ 90 Abs. 3 AO)

Verletzt der Steuerpflichtige seine Mitwirkungspflichten nach § 90 Abs. 3
AO, soll widerlegbar zu vermuten sein, dass seine im Inland steuerpflich-
tigen EinkÅnfte, zu deren Ermittlung die Aufzeichnungen i.S.d. § 90
Abs. 3 AO dienen, hÇher sind, als die von ihm erklårten EinkÅnfte (§ 162
Abs. 3 Satz 1 AO). Voraussetzung ist, dass Aufzeichnungen gem. § 90
Abs. 3 AO nicht vorgelegt bzw. in einem fÅr das Finanzamt nach dessen
Auffassung „unverwertbaren“ Zustand vorgelegt worden sind. Gleiches
gilt fÅr den Fall, dass die Unterlagen zwar vorgelegt werden, aber nicht
zeitnah erstellt wurden.

Bei sich daran anschließenden Schåtzungen soll das Finanzamt den Schåt-
zungsrahmen zu Lasten des Steuerpflichtigen ausschÇpfen kÇnnen.

DarÅber hinaus drohen drastische Zuschlåge (§ 162 Abs. 4 AO). Legt der
Steuerpflichtige Aufzeichnungen i.S.d. § 90 Abs. 3 AO nicht vor oder sind
diese Aufzeichnungen nach Einschåtzung der Finanzverwaltung „im We-
sentlichen unverwertbar“, ist ein Zuschlag anzusetzen, und zwar i.H.v.
5.000 E. Allerdings betrågt der Zuschlag mindestens 5 % und hÇchstens
10 % des Mehrbetrags der EinkÅnfte, die sich nach der Berichtigung erge-
ben, wenn sich danach ein Zuschlag auf mehr als 5.000 E belåuft.
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Bei verspåteter Vorlage von verwertbaren Aufzeichnungen (!) betrågt der
Zuschlag bis zu 1 Mio. F, mindestens jedoch 100 E fÅr jeden vollen Tag der
FristÅberschreitung.

Von der Festsetzung eines Zuschlags ist abzusehen, wenn die NichterfÅl-
lung der Pflichten nach § 90 Abs. 3 AO entschuldbar erscheint oder ein
Verschulden nur geringfÅgig ist. Das Verschulden eines gesetzlichen Ver-
treters oder eines ErfÅllungsgehilfen steht dem eigenen Verschulden
gleich. Der Zuschlag ist regelmåßig nach Abschluss der AußenprÅfung
festzulegen (§ 162 Abs. 4 AO).

e) NichterfÅllung der Mitwirkungspflichten im Rahmen der AußenprÅ-
fung (§ 200 AO)

§ 200 AO normiert zunåchst keine speziellen Konsequenzen fÅr die
NichterfÅllung der Mitwirkungspflichten in der AußenprÅfung. Das Fi-
nanzamt kann schåtzen (§ 162 AO). An versteckter Stelle gibt es im Ge-
setz jedoch eine Sanktion: Kommt der Steuerpflichtige der Aufforderung
zur Erteilung von AuskÅnften oder zur Vorlage angeforderter Unterlagen
i.S.d. § 200 Abs. 1 AO im Rahmen einer AußenprÅfung innerhalb einer
ihm bestimmten angemessenen Frist nach Bekanntgabe durch die zustån-
dige FinanzbehÇrde nicht nach ... kann ein VerzÇgerungsgeld von 2.500 F

bis 250.000 F festgesetzt werden (§ 146 Abs. 2b AO).

f) Verletzung der Pflicht zur Einråumung des Datenzugriffs nach
§ 147 Abs. 6 AO

Auch fÅr diesen Fall kann gegen den Steuerpflichtigen nach § 146 Abs. 2b
AO ein VerzÇgerungsgeld verhångt werden (2.500 E bis 250.000 E).

3. Risiko- und Gefahrenminimierung

a) Verletzung der Mitwirkungspflichten gem. §§ 90 Abs. 1, 200 AO

FÅr Steuerpflichtige, die AußenprÅfungen professionell vorbereiten und
begleiten, sind die gesetzlich normierten Mitwirkungspflichten in der
Praxis grÇßtenteils Selbstverståndlichkeiten. Compliance-Richtlinien ge-
ben vor, dass jede AußenprÅfung vom Unternehmen zu „begleiten“ ist.
Es werden dem PrÅfer, wenn er im Unternehmen prÅft, Auskunftsper-
sonen oder eine Auskunftsperson zur VerfÅgung gestellt. Unterlagen etc.
werden im Vorfeld der PrÅfung zusammengestellt und dem PrÅfer gegebe-
nenfalls Åberlassen. Eigene Mitarbeiter, die mit dem PrÅfer in Kontakt
kommen, sind ebenfalls anzusprechen. Sie sind zu instruieren, nicht
selbst als Gespråchspartner des PrÅfers aufzutreten, sondern stets an den
offiziellen „Ansprechpartner“ des Unternehmens zu verweisen (benannte
Auskunftsperson nach § 8 BpO).

Bei der Vorbereitung der PrÅfung ist das Augenmerk auch darauf zu rich-
ten, ob es Anlåsse fÅr Nachmeldungen gem. § 371 AO gibt. Allerdings
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sperrt gem. § 371 Abs. 2 Nr. 1a AO bereits die Bekanntgabe der PrÅfungs-
anordnung die Selbstanzeige. Rechtzeitige PrÅfung von Nacherklårungs-
pflichten ist daher anzuraten.

Wie die AußenprÅfung mit dem Druckmittel „VerzÇgerungsgeld“ (§ 146
Abs. 2b AO), umgeht, bleibt abzuwarten. Hier ist Sensibilitåt von Seiten
des Unternehmens angesagt. Voraussetzung fÅr die Festsetzung eines Ver-
zÇgerungsgeldes ist, dass dem Steuerpflichtigen zuvor eine „angemessene
Frist“ gesetzt worden ist.

Wichtig ist es, Sensibilitåt zu zeigen. Setzt der PrÅfer im Laufe des Verfah-
rens eine Frist, ist dies intern sofort zu dokumentieren; ebenso die Um-
stånde, die diese Fristsetzung begleiteten.

Die Festsetzung des VerzÇgerungsgeldes ist ein Verwaltungsakt. Er kann
mit dem Einspruch angefochten werden.1

b) Verletzung der Mitwirkungspflicht fÅr Auslandssachverhalte
(§ 90 Abs. 2 AO)

Risikominimierung setzt hier bereits im Vorfeld an: Je klarer Auslands-
beziehungen gestaltet und dokumentiert sind, desto eher sind Streitigkei-
ten mit der deutschen Finanzverwaltung zu vermeiden.

c) Verletzung der gesteigerten Mitwirkungspflichten bei Geschåftsbezie-
hungen in „Steueroasen“-Låndern (§ 90 Abs. 2 Satz 3 AO)

Es gelten hier zunåchst die gleichen Risikominimierungs-Strategien, wie
vorstehend unter Rz. 1.132 ff. geschildert.

Im Ûbrigen stellt sich die Frage, ob sich der Steuerpflichtige unabhångig
genug fÅhlt, Aufforderungen der Finanzverwaltung schnÇrkellos nach-
zukommen, d.h. die Eidesstattliche Versicherung abzugeben und die deut-
sche Finanzverwaltung zum Auftreten bei deutschen Banken zu bevoll-
måchtigen. Auf einem anderen Blatt steht, ob der betroffene Steuerpflich-
tige nicht aus grundsåtzlicher Ûberlegung heraus nicht bereit ist, auf
unsicherer gesetzlicher Basis Eidesstattliche Versicherungen in die Welt
zu setzen.

Zusåtzlich werden hier die aktuellen Entwicklungen im Auge zu behalten
sein, ob es dabei bleibt, dass die „schwarze Liste“ leer bleibt?2 Sollte sich
die „schwarze Liste“ doch wider Erwarten in der Zukunft fÅllen, wird der
Ausgang von Rechtsbehelfsverfahren abzuwarten sein.
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d) NichterfÅllung der besonderen Mitwirkungspflichten bei
Verrechnungspreisen (§ 90 Abs. 3 AO)

Angesichts der in § 90 Abs. 3 AO dokumentierten Aufzeichnungs- und
Vorlagepflichten liegen die Ansatzpunkte fÅr eine Risikominimierung
hier im Vorfeld: Maßgeblich ist die Ausgestaltung der tatsåchlichen Ver-
håltnisse und ihrer Dokumentation. Diese Vorgaben sind unabhångig von
der BetriebsprÅfung bei den tatsåchlichen Ablåufen zu berÅcksichtigen.

e) Organisation des Datenzugriffs gem. § 147 Abs. 6 AO

Ûber die Gefahren von Datenverlusten gerade beim Wechsel von EDV-
Systemen war vorstehend bereits die Rede (vgl. Rz. 1.85). Sind die Anfor-
derungen des § 147 Abs. 6 AO im Bewusstsein des Unternehmens, dÅrfte
die Umsetzung im Regelfall erreichbar sein. Im Ûbrigen wird abzuwarten
bleiben, ob § 146 Abs. 2b AO tatsåchlich wirksame Grundlage sein kann,
ein VerzÇgerungsgeld festzusetzen. Ggf. ist hier zu streiten.

VIII. Steuerzahlungspflicht

1. Pflichtinhalt

Steuern sind zu entrichten, sobald sie fållig sind. Die Fålligkeit richtet
sich nach den Vorschriften der Einzelsteuergesetze. Fehlt dort eine Rege-
lung, ist die Entstehung des Anspruchs oder der Ablauf einer im Leis-
tungsgebot eingeråumten Zahlungsfrist maßgebend (§ 220 Abs. 2 AO). Bei
Steueranmeldungen ist kein Leistungsgebot erforderlich, so dass die ange-
meldeten Betråge innerhalb der gesetzlich vorgeschriebenen Fristen zu
entrichten sind. (Beispiel: Lohnsteueranmeldung, § 41a Abs. 1 Satz 1
Nr. 2 EStG). Ûblicherweise bestimmen Steuerbescheide eine Zahlungs-
frist von einem Monat.

Rechtsmittel (Einspruch/Klage) åndern an der Fålligkeit und damit an der
Zahlungspflicht nichts. Erst Aussetzung der Vollziehung oder Stundung
suspendieren die Zahlungspflicht.

Aussetzung der Vollziehung (§ 361 AO) kann nur beantragt werden, wenn
der Steuerbescheid selbst angefochten, er also noch nicht bestandskråftig
ist. FÅr eine Aussetzung der Vollziehung mÅssen ernstliche Zweifel an
der Rechtmåßigkeit des Bescheids bestehen oder muss die Vollziehung
fÅr den Betroffenen eine unbillige, nicht durch Åberwiegende Çffentliche
Interessen gebotene Hårte zur Folge haben (§ 361 Abs. 2 Satz 2 AO). Aus-
setzung der Vollziehung kann auch beim FG beantragt werden (§ 69
Abs. 3 FGO). Es muss jedoch vorher die Aussetzung der Vollziehung beim
Finanzamt beantragt und von dort abgelehnt worden sein. Wird die Steu-
erforderung spåter nicht aufgehoben, sind Aussetzungszinsen (6 % im
Jahr) zu zahlen (§ 237 AO).
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Ein Stundungsantrag (§ 222 AO) bewegt sich inhaltlich auf anderer Ebene
als der Aussetzungsantrag. Hier wird nicht der Bescheid inhaltlich ange-
griffen, sondern es soll die Fålligkeit herausgezÇgert werden, da die Ein-
ziehung bei Fålligkeit eine erhebliche Hårte fÅr den Schuldner darstellt
und eine Stundung den Anspruch nicht gefåhrden wÅrde (§ 222 AO).
Stundungszinsen: 6 % (§ 234 AO).

2. Risiko- und Gefahrenbereiche

Werden fållige Steuerschulden nicht fristgerecht gezahlt, kann das Fi-
nanzamt vollstrecken (§§ 249 ff. AO). Außerdem fallen Såumniszuschlåge
an (1 % fÅr jeden angefangenen Monat (§ 240 Abs. 1 AO)).

Nicht vorausgesehene Steuerforderungen gefåhrden Liquiditåtsplanun-
gen.

GeschåftsfÅhrer (und andere gesetzliche Vertreter gem. § 34 AO) kÇnnen
fÅr Steuerschulden der Gesellschaft in Haftung genommen werden, wenn
sie bei Fålligkeit der Steuerschuld an das Finanzamt nicht gezahlt wird
und diese Nichtzahlung dem GeschåftsfÅhrer als Pflichtverletzung vor-
geworfen werden kann (zu den Einzelheiten vgl. § 69 AO).

3. Gefahrenreduzierung

Compliance-Systeme mÅssen festlegen, dass und wie Steuerzahlungen in
Unternehmens-Liquiditåtsplåne einbezogen werden. Vernetzungen, die
diese Planungen ermÇglichen, sind zu installieren.

Eingehende Steuerbescheide mÅssen sofort auf Rechtsmittel- und Zah-
lungsfristen geprÅft werden, Fristen sind zu notieren. Es sind Zuståndig-
keiten fÅr die materielle PrÅfung des Bescheids sowie fÅr die Entschei-
dung, ob die Steuerschuld zunåchst gezahlt werden oder ob die Zahlungs-
frist herausgeschoben werden soll (sei es durch Aussetzungsantråge,
Stundungsantråge, Antråge auf Ratenzahlung etc.) festzulegen.

Wer als potentieller Haftungsschuldner in Frage kommt (z.B. GmbH-Ge-
schåftsfÅhrer, §§ 69, 191 AO), wird zur Vermeidung eigener Haftungs-
gefahren bemÅht sein, fållige Steuerzahlungen fÅr die Firma an das Fi-
nanzamt zu leisten, auch wenn das Unternehmen sich in Liquiditåts-
schwierigkeiten befindet. Hat die Gesellschaft Umsatzsteuer zu zahlen,
muss das Finanzamt zumindest quotal – in gleicher Weise wie die Åbrigen
Glåubiger – befriedigt werden. Sind die Mittel bereits so beschrånkt, dass
beispielsweise die vollen LÇhne, Lohnnebenkosten und Steuern nicht
mehr abgefÅhrt werden kÇnnen, ist es zur Abwendung von Haftungs-
gefahren erforderlich, den zur VerfÅgung stehenden Gesamtbetrag so auf-
zuteilen und Lohnauszahlungsbetråge so zu reduzieren, dass aus den zur
VerfÅgung stehenden Mitteln auch Sozialabgaben und Steuern gezahlt
werden kÇnnen.
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